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Sachgebiet 230 


Große Anfrage 

der Abgeordneten Dr. Jahn (Münster), Dr. Schneider, Dr. Waffenschmidt, Dr. Warnke, 
Sick, Dr. Gruhi, Orgaß und Genossen der Fraktion der CDU/CSU 

betr. Raumordnung 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Welches sind die Gründe dafür, daß sich die Vorlage des 
von der Bundesregierung wiederholt angekündigten Bun- 
desraumordnungsprogramms erheblich verzögert? Welche 
Gründe sind für diese Fehleinschätzung der benötigten Zeit 
ursächlich? 

2. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß das Bundes- 
raumordnungsprogramm als die vom Bundestag und von 
den Ministerpräsidenten geforderte „langfristige überfach- 
liche Gesamtkonzeption zur räumlichen Entwicklung des 
Bundesgebietes'' nur gemeinsam mit den Ländern erstellt 
und verabschiedet werden kann? 

3. Soll nach Auffassung der Bundesregierung das im Bundes- 
raumordnungsprogramm vorgesehene System der Entwick- 
lungsachsen und Entwicklungszentren alleinige Zielkonzep- 
tion für die künftige Raumordnungspolitik sein? Wenn ja, 
welche Auswirkungen hat diese Konzeption im Hinblick 
auf das rückläufige Bevölkerungswachstum für die bishe- 
rige flächenabdeckende Raumordnungspolitik sowie für in 
Bundesländern bereits ausgewiesene Entwicklungsschwer- 
punkte und für das bestehende vierstufige System der zen- 
tralen Orte? 

Trifft es zu, daß raumwirksame Mittel des Bundes künftig 
nur noch für Entwicklungszentren bewilligt werden sollen? 

4. Teilt die Bundesregierung die in SPD-Thesen erhobene 
Forderung, daß Entwicklungsschwerpunkte in den weniger 
dicht besiedelten Räumen mindestens 40 000 Einwohner im 
Einzugsbereich erreichen müssen und daß langfristig anzu- 
streben ist, daß ein möglichst großer Anteil der Bevölke- 
rung im Entwicklungsschwerpunkt selbst wohnt? 

5. Wird die Bundesregierung im Rahmen der Regionalpolitik 
auch künftig finanziell dazu beitragen, daß die zentralen 
Orte eine ihren zentralörtlichen Funktionen entsprechende 
Grundausstattung an infrastrukturellen Einrichtungen er- 
halten? Welche konkreten Maßnahmen sind beabsichtigt? 

6. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, notwen- 
dige und gesunde Verdichtungsprozesse zu fördern? Wo 
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liegen nach ihrer Auffassung die aus volkswirtschaftlichen 
ordnungspolitischen und soziologischen Gründen zu zie- 
henden Grenzen einer geordneten Verdichtung? 

Ist beabsichtigt, im Bundesraumordnungsprogramm Krite- 
rien für die Entwicklung von Gemeinden zu Entlastungs- 
orten im Sinne von § 2 Abs. 1 Nr. 6 ROG aufzustellen? 

7. Beabsichtigt die Bundesregierung im Bundesraumordnungs- 
programm sicherzustellen, daß die ländlichen Räume nicht 
nur den Verdichtungsräumen funktional zugeordnet, son- 
dern weiterhin als Siedlungsräume mit eigenen Funktionen 
erhalten und entwickelt werden? 

Mit welchen konkreten Entwicklungsmaßnahmen können 
die ländlichen Räume rechnen, damit eine „passive Sanie- 
rung'', insbesondere auch Abwanderungstendenzen verhin- 
dert werden? 

8. Wie wird die Bundesregierung künftig gewährleisten, daß 
das Zonenrandgebiet gegenüber anderen Gebieten der Bun- 
desrepublik mit der in § 2 Abs. 1 Nr. 4 ROG vorgeschrie- 
benen Zielsetzung bevorzugt gefördert wird? Welche kon- 
kreten Maßnahmen sind beabsichtigt? 

9. Welche Kriterien waren für die konkreten Grenzziehungen 
der im Bundesraumordnungsprogramm vorgesehenen 38 
Gebietseinheiten für die Regionalisierung raumwirksamer 
Bundesmittel maßgebend? Sollen die Gebietseinheiten dem 
Prinzip funktionaler Verflechtung folgend gegliedert wer- 
den? Wie werden Nivellierungstendenzen verhindert? 
Welche Wirkungen sind mit der Einteilung des Bundesge- 
biets in 38 Gebietseinheiten beabsichtigt? Soll diese Eintei- 
lung nur eine räumlich gegliederte Darstellung von raum- 
bedeutsamen statistischen Daten ermöglichen, oder sollen 
die Gebietseinheiten als Planungsregionen die Basis für 
Förderungsmaßnahmen oder für den Ausbau der Infrastruk- 
tur in Teilräumen des Bundesgebiets bilden? 

10. Wie sind die raumwirksamen Bundesmittel in den Jahren 
1969 bis 1972 verteilt worden, aufgegliedert nach Verdich- 
tungsräumen und ländlichen Räumen? Welche Anteile aus 
beiden Gebietskateqorien entfallen auf das Zonenrandqe- 
biet? 

1 1 . Welche konkreten Maßnahmen hält die Bundesregierung für 
geboten, sämtliche raumrelevanten Fachbereiche durch die 
Raumordnung mehr als bisher zu koordinieren? Hält die 
Bundesregierung ein Widerspruchsrecht des für die Raum- 
ordnung zuständigen Bundesministers bei raumbedeutsa- 
men Planungen und Maßnahmen des Bundes für erforder- 
lich? 

Wie wird sichergestellt, daß die raumordnungspolitischen 
Zielsetzungen bei den Förderungs- und Ausbauprogram- 
men stärker berücksichtigt werden? 

Wie soll die Abgrenzung der schwach strukturierten Ge- 
biete im Sinne des Raumordnungsgesetzes und der Förder- 
gebiete im Sinne der regionalen Strukturpolitik sowie die 
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daraus resultierende Förderungspolitik koordiniert wer- 
den? 

Teilt die Bundesregierung die Ansicht, daß die Siedlungs- 
struktur weitgehend vorbestimmt wird durch die Verkehrs- 
planung auf Schiene, Straße, Wasser und in der Luft? Was 
gedenkt die Bundesregierung zu tun, um die notwendige 
Einflußnahme der Raumordnung auf die Verkehrsplanun- 
gen zu verstärken? 

Erfolgt die Standortplanung für die bis 1985 zu errichten- 
den Großkraftwerke unter Berücksichtigung raumordne- 
rischer Gesichtspunkte? Wie ist der Sachstand? 

In welchem Verhältnis sollen künftig aus raumordnerischer 
Sicht Wohnbauförderungsmittel auf Entwicklungszentren, 
zentrale Orte und nicht zentrale Orte verteilt werden? 

12. Wird die Bundesregierung im Zuge der notwendigen Ent- 
wicklung des Umweltschutzes bei räumlichen Entwicklungs- 
planungen aus der Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes 
sich ergebende Grenzen festlegen? Soll dem Naturhaushalt 
in jedem Fall gegenüber wirtschaftlichen und technologi- 
schen Entwicklungsmaßnahmen Priorität eingeräumt wer- 
den? 

13. Wie beurteilt die Bundesregierung die in SPD-Thesen ver- 
tretene Auffassung, wonach das Verfahren, in dem Bund 
und Länder zur Entwicklung verbindlicher raumplanerischer 
Ziele auf der Ebene des Bundes Zusammenwirken, gesetz- 
lich neu geregelt werden soll? 

14. Erkennt die Bundesregierung die Notwendigkeit an, auf 
dem Gebiet der Raumordnung eine Zuständigkeitsrege- 
lung anzustreben, wonach zur Stärkung der parlamenta- 
rischen Demokratie die Aufstellung der Grundsätze der 
Raumordnung dem Parlament obliegt und Ausführungsbe- 
stimmungen in die Zuständigkeit der Regierung fallen? 

15. Welche Maßnahmen sind vorgesehen, um raumordnungs- 
politische Ziele mit der mittelfristigen Finanzplanung zu 
verknüpfen? In welcher Flöhe sollen in den nächsten Jah- 
ren Bundesmittel für raumwirksame Planungen und Maß- 
nahmen bereitgestellt werden? In welchem Ausmaß hält 
die Bundesregierung hierbei Bindungsermächtigungen für 
rechtlich zulässig und politisch vertretbar? 


Bonn, den 12. Dezember 1973 


Dr. Jahn (Münster) 
Dr. Schneider 
Dr. Waffenschmidt 
Dr. Warnke 
Sick 

Dr. Gruhl 

Orgaß 

Ferrang 


Kroll-Schlüter 

Lemmrich 

Niegel 

Nordlohne 

Schmöle 

Tillmann 

Carstens, Stücklen und Fraktion 
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Begründung 

Eine der wichtigsten Forderungen des Grundgesetzes ist es, 
wertgleiche Lebensverhältnisse in allen Teilen der Bundesre- 
publik Deutschland herzustellen. Dies ist zugleich eine Voraus- 
setzung, um die Chancengleichheit für alle Bürger zu verwirk- 
lichen. Gegenwärtig besteht noch ein erhebliches Strukturge- 
fälle, insbesondere zwischen Verdichtungsräumen und struktur- 
schwachen Gebieten. Dieses Gefälle abzubauen, darüber hinaus 
aber auch die Lebensverhältnisse allgemein und überall zu ver- 
bessern, erfordert eine Koordinierung der raumwirksamen Pla- 
nungen und des Einsatzes der raumwirksamen Mittel der öffent- 
lichen Hand. Hierauf hinzuwirken, ist Aufgabe der Raumord- 
nung. 

Hierzu gilt es, die notwendigen raumordnerischen Zielvorstel- 
lungen im partnerschaftlichen Zusammenwirken zwischen Bund 
und Ländern zu entwickeln und aufeinander abzustimmen. Da- 
bei müssen sowohl die Veränderungen in der Bevölkerungs- 
und Erwerbsstruktur als auch die zunehmenden Verdichtungen 
in wenigen Gebieten einerseits und die Entleerung weiter Teile 
des ländlichen Raumes andererseits berücksichtigt und so kom- 
plexe Themen wie die Stadt-Land-Beziehungen einschließlich 
des Pendlerwesens, notwendige wirtschaftliche und technolo- 
gische Entwicklungen zur Sicherung der Arbeitsplätze, die Er- 
haltung der schützenswerten Landschaft und die Verbesserung 
der Umweltbedingungen einbezogen werden. 

Raumordnungspolitik ist der Aufgabe verpflichtet, den Raum 
für den Bürger zu ordnen, nicht umgekehrt den Bürger dem 
Raum anzupassen. Raumordnungspolitik beinhaltet ein Nein 
zum Gießkannenprinzip und zugleich ein Ja zur Standortförde- 
rung. Diese hat sich nicht nur auf Entwicklungszentren, sondern 
auch auf zentrale Orte zu erstrecken. Das System der Entwick- 
lungsachsen und Entwicklungszentren darf nicht alleinige Ziel- 
konzeption der Raumordnung sein. Neben notwendigen kosten- 
sparenden Konzentrationsbestrebungen muß die freie Entfal- 
tung der Persönlichkeit in der Gemeinschaft als vorrangiges 
Ziel anerkannt werden; denn die „Qualität des Lebens" besteht 
nicht in einer Quantität der Verdichtung, sondern in einer Aus- 
gewogenheit zwischen geordneter Verdichtung und ländlichen 
Räumen. Beide haben sich unter Wahrung ihrer eigenen Ent- 
wicklungsaufgaben funktional zu ergänzen. 

Raumordnungspolitik hat die Grenzen anzuerkennen, die der 
Raumordnung in unserer freiheitlichen Gesellschaftsordnung ge- 
setzt sind; sie darf nicht zum staatlichen Dirigismus führen. 
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